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Constitution 
 
Titre 5: Autorités fédérales  
Chapitre premier: Dispositions générales  
< Art. 143 Eligibilité  
> Art. 145 Durée de fonction  

Art. 144 Incompatibilités 

1 Les fonctions de membre du Conseil national, du Conseil des Etats, du Conseil fédéral et de 
juge au Tribunal fédéral sont incompatibles. 

2 Les membres du Conseil fédéral, de même que les juges au Tribunal fédéral assumant une 
charge complète, ne peuvent revêtir aucune autre fonction au service de la Confédération ou 
d’un canton, ni exercer d’autre activité lucrative. 

3 La loi peut prévoir d’autres incompatibilités. 

 
 
Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG) 
vom 13. Dezember 2002 (Stand am 23. August 2005) 
2. Titel: Mitglieder der Bundesversammlung 
1. Kapitel: Rechte und Pflichten 
 
. 
Art. 9 Einkommen und Entschädigungen 
Die Ratsmitglieder erhalten für ihre parlamentarische Tätigkeit vom Bund ein Einkommen 
sowie einen Beitrag zur Deckung der Kosten, die ihnen bei der parlamentarischen 
Tätigkeit entstehen. Die Einzelheiten werden durch das Parlamentsressourcengesetz 
vom 18. März 19884 geregelt. 
Art. 10 Pflicht zur Sitzungsteilnahme 
Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen der Räte und Kommissionen 
teilzunehmen. 
Art. 11 Offenlegungspflichten 
1 Beim Amtsantritt und jeweils auf Jahresbeginn unterrichtet jedes Ratsmitglied das 
Büro schriftlich über seine: 
a. beruflichen Tätigkeiten; 
b. Tätigkeiten in Führungs- und Aufsichtsgremien sowie Beiräten und ähnlichen 
Gremien von schweizerischen und ausländischen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des privaten und des öffentlichen Rechts; 
c. Beratungs- oder Expertentätigkeiten für Bundesstellen; 
d. dauernden Leitungs- oder Beratungstätigkeiten für schweizerische und ausländische 
Interessengruppen; 
e. Mitwirkung in Kommissionen und anderen Organen des Bundes. 
2 Die Parlamentsdienste erstellen ein öffentliches Register über die Angaben der 
Ratsmitglieder. 



3 Ratsmitglieder, die durch einen Beratungsgegenstand in ihren persönlichen Interessen 
unmittelbar betroffen sind, weisen auf diese Interessenbindung hin, wenn sie 
sich im Rat oder in einer Kommission äussern. 
4 Das Berufsgeheimnis im Sinne des Strafgesetzbuches5 bleibt vorbehalten. 
Art. 12 Unabhängigkeit gegenüber ausländischen Staaten 
Ratsmitgliedern ist die Ausübung einer amtlichen Funktion für einen ausländischen 
Staat sowie die Annahme von Titeln und Orden ausländischer Behörden verboten. 
Art. 13 Disziplinarmassnahmen 
1 Verstösst ein Ratsmitglied gegen die Ordnungs- und Verfahrensvorschriften der 
Räte, so kann die Präsidentin oder der Präsident nach erfolgter Mahnung und im 
Wiederholungsfall: 
dem Ratsmitglied das Wort entziehen; oder 
b. das Ratsmitglied höchstens für die restliche Dauer einer Sitzung ausschliessen. 
2 Verstösst ein Ratsmitglied in schwer wiegender Weise gegen die Ordnungs- und 
Verfahrensvorschriften oder verletzt es das Amtsgeheimnis, so kann das zuständige 
Ratsbüro: 
a. gegen das Ratsmitglied einen Verweis aussprechen; oder 
b. das Ratsmitglied bis zu sechs Monate aus seinen Kommissionen ausschliessen. 
3 Über Einsprachen des betroffenen Ratsmitglieds entscheidet der Rat. 
2. Kapitel: Unvereinbarkeitsregelungen 
Art. 14 Unvereinbarkeiten 
Der Bundesversammlung dürfen nicht angehören: 
a. die von ihr gewählten oder bestätigten Personen; 
b. die nicht von ihr gewählten Richterinnen und Richter der eidgenössischen 
Gerichte; 
c. das Personal der zentralen und dezentralen Bundesverwaltung, der Parlamentsdienste 
und der eidgenössischen Gerichte, sofern die spezialgesetzlichen 
Bestimmungen nichts anderes vorsehen; 
d. die Mitglieder der Armeeleitung; 
e. Mitglieder der geschäftsleitenden Organe von Organisationen oder von Personen 
des öffentlichen oder privaten Rechts, die nicht der Bundesverwaltung 
angehören und die mit Verwaltungsaufgaben betraut sind, sofern dem Bund 
eine beherrschende Stellung zukommt; 
f. Personen, die den Bund in Organisationen oder Personen des öffentlichen 
oder privaten Rechts vertreten, die nicht der Bundesverwaltung angehören 
und die mit Verwaltungsaufgaben betraut sind, sofern dem Bund eine 
beherrschende Stellung zukommt. 
Art. 15 Vorgehen 
1 Tritt eine Unvereinbarkeit nach Artikel 14 Buchstabe a ein, so erklärt die betroffene 
Person, für welches der beiden Ämter sie sich entscheidet. 
2 Tritt eine Unvereinbarkeit nach Artikel 14 Buchstaben b–f ein, so scheidet die 
betroffene Person sechs Monate nach Feststellen der Unvereinbarkeit aus der 
Bundesversammlung 
aus, sofern sie die andere Funktion bis dahin nicht aufgegeben hat. 
3. Kapitel: Immunität und Sessionsteilnahmegarantie 
Art. 16 Absolute Immunität 
Die Ratsmitglieder können für ihre Äusserungen in den Räten und in deren Organen 
rechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden. 
Art. 17 Relative Immunität 
1 Gegen ein Ratsmitglied kann ein Strafverfahren wegen einer strafbaren Handlung, 
die in Zusammenhang mit seiner amtlichen Stellung oder Tätigkeit steht, nur mit der 
Ermächtigung der Bundesversammlung eingeleitet werden. 
2 Das Gesuch um Aufhebung der Immunität wird von dem Rat zuerst behandelt, 
dem das beschuldigte Ratsmitglied angehört. 
3 Die vorberatenden Kommissionen geben dem beschuldigten Ratsmitglied Gelegenheit 
zur Stellungnahme. 



4 Wo es nach den Umständen des Falls gerechtfertigt erscheint, kann die Bundesversammlung 
ein beschuldigtes Ratsmitglied auch dann dem Bundesgericht überweisen, 
wenn der Fall der kantonalen Gerichtsbarkeit untersteht. In diesem Fall 
bezeichnet die Vereinigte Bundesversammlung eine ausserordentliche Bundesanwältin 
oder einen ausserordentlichen Bundesanwalt. 
Art. 18 Aufhebung des Post- und Fernmeldegeheimnisses 
sowie weitere Ermittlungsmassnahmen 
1 Für die Aufhebung des Post- und Fernmeldegeheimnisses im Sinne von Artikel 
321ter des Strafgesetzbuches6 ist eine Ermächtigung der Ratspräsidien erforderlich, 
wenn: 
a. strafbare Handlungen eines Ratsmitgliedes verfolgt werden sollen; 
b. Massnahmen gegenüber einem Ratsmitglied angeordnet werden sollen, die 
der Überwachung eines Dritten dienen, mit dem das Ratsmitglied auf Grund 
seines Amtes in Beziehung steht. 
2 Absatz 1 findet auch auf diejenigen Fälle sinngemäss Anwendung, in denen für 
eine erste Abklärung des Sachverhalts oder zur Beweissicherung andere Massnahmen 
der Ermittlung oder Strafuntersuchung gegen ein Ratsmitglied notwendig sind. 
3 Sobald die von den Ratspräsidien bewilligten Massnahmen durchgeführt sind, ist 
die Ermächtigung der Bundesversammlung zur Strafverfolgung einzuholen, es sei 
denn, das Verfahren werde eingestellt. 
4 Eine Verhaftung ohne Ermächtigung der Bundesversammlung ist unzulässig. 
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